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lfd. Nr. Träger öffentl. Belange 

 

Inhalt der Stellungnahme 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Bemer-
kungen 

  1 Gemeinsame Landespla-
nungsabteilung Referat 
GL4.11 

Stellungnahme vom 25.04.2019 

Die Planung ist an die Ziele der Raumordnung angepasst 

  

 Erläuterungen 

Für die Planung (0,7 ha, Umwandlung einer als Sondergebiet für ein Hotel 

geplanten Fläche in eine Wohnbaufläche) sind folgende Ziele der Landes-

planung maßgeblich: 

- Ziel 4.2 (Z) LEP B-B: Anschluss neuer Siedlungsflächen an vorhandene 

Siedlungsgebiete 

- Ziel 4.5 (Z) Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 2 LEP B-B: Entwicklung von Wohnsied-

lungsflächen in Nicht-Zentralen Orten durch Innenentwicklung sowie im 

Rahmen der Zusätzlichen Entwicklungsoption 

Die Planung schließt an vorhandene Siedlungsgebiete an und ist der Innen-
entwicklung zuzuordnen. 

Zwischenzeitlich ist der LEP HR in Kraft getreten. 

Da die Änderung des Bebauungsplans als Innenentwicklung 
bewertet wird, ergeben sich keine neuen Anforderungen für die 
landesplanerische Bewertung. 

 

  Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht 

Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBI. 1 S. 
235) 

Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) in der Fassung der Ver-
ordnung vom 27.05.2015 

(GVBI. II, Nr. 24), in Kraft getreten mit Wirkung vom 15.05.2009 

Regionalplan Lausitz-Spreewald, sachlicher Teilplan „Windenergienutzung" vom 
17.12.2015 (ABI. 24/16 

S. 635 mit Berichtigung vom 23.06.2016 (ABI. 27/16 S. 755) 

Regionalplan Lausitz-Spreewald, sachlicher Teilplan „Gewinnung und Sicherung 
oberflächennaher Rohstoffe" 

vorn 17.11.1997 mit Bekanntmachung vom 26.08.1998 (ABI. / Amtlicher Anzei-
ger, S. 889) 
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  Bindungswirkung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Ziele der Raumordnung bei de r Bau-
leitplanung zu beachten.  

Die für die Planung relevanten Grundsätze der Raumordnung sind aus 
den o. g. Rechtsgrundlagen von der Kommune eigenständig zu ermitteln 
und im Rahmen der Abwägung angemessen zu berücksichtigen.  

  

  Hinweise 

Der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) 

befindet sich z. Zt. im Aufstellungsverfahren. Der Entwurf des LEP HR wurde 

nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens am 29.01.2019 von den Landesregie-

rungen in Berlin und Brandenburg gebilligt. Der Entwurf des LEP HR kommt bei 

der Beurteilung der Planungsabsicht jedoch noch nicht zur Anwendung, da für die 

hier relevanten Regelungsbereiche der rechtswirksame LEP B-B bis zum Inkraft-

treten des LEP HR verbindlich bleibt. 

Unter Bezugnahme auf Artikel 20 des Landesplanungsvertrages bitten wir Sie, 

uns den Bauleitplan nach seinem Inkrafttreten als Abdruck oder per E-Mail zu 

übersenden, oder ggf. die Einstellung des Verfahrens mitzuteilen. 

Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der 

Planung geführt haben, nicht wesentlich geändert wurden. Die Erfordernisse 

aus weiteren Rechtsvorschriften bleiben von dieser Mitteilung unberührt. 

 

Der LEP HR ist zwischenzeitlich in Kraft getreten.  

Da es sich bei der 3. Änderung des B-Planes um eine Innen-
entwicklung handelt und keine Siedlungserweiterungen damit 
verbunden sind, steht die Planung auch nicht im Widerspruch zu 
den Zielen des LEP HR. 

In der Begründung wird das Kapitel zu den landesplanerischen 
Voraussetzungen an die aktuelle Rechtslage angepasst. 

 

Die Satzungsfassung ist durch die Verwaltung an die GL zu 
übergeben. 

  

 

2 Regionale Planungsge-
meinschaft Lausitz-
Spreewald  

Stellungnahme vom 15.05.2019 

Keine Einwendungen 

  

3 Landkreis Dahme-
Spreewald 

Stellungnahme vom 15.05.2019   

3.1 Untere Naturschutzbehör-
de 

Keine Einwände   

  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise 

Durch die geplante Änderung wird die ursprünglich für diesen Bereich festge-
setzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 für das Sondergebiet Hotel auf eine GRZ 
von 0,4 für das geplante allgemeine Wohngebiet verringert. Die um die Hälfte 
reduzierte GRZ bewirkt eine erhebliche Minderung der zu erwartenden Beein-
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trächtigungen für Natur und Landschaft, insbesondere hinsichtlich der Bodenver-
siegelungen. 

Gemäß dem aktuellen Erlass vom 22.09.2017 zur Zuständigkeit in Landschafts-
schutzgebieten prüft die untere Naturschutzbehörde nach §1 Abs. 1 Satzb 1 
NatSchZustV im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nach § 4 BauGB, ob ein 
Einzelfall im Sinne der Ziffer 2.1 des o. g. Erlasses vorliegt. Im konkreten Fall trifft 
die Fallkonstellation der Anlage 2A zu, in der die untere Naturschutzbehörde 
zuständig ist und eine entsprechende Entscheidung treffen kann. 

  Es handelt sich bei der vorliegenden Planung um die 3. Änderung des rechtskräf-
tigen Bebauungsplanes „Fischerei am Pätzer Vordersee", bei der lediglich die 
Änderung der Nutzungsart „Sonderfläche Hotel" in die Nutzungsart „Allgemeines 
Wohngebiet" geplant ist. Die geplante Änderung ist mit Blick auf den Schutz-
zweck des Landschaftsschutzgebietes nicht erheblich. Durch die deutliche Minde-
rung der GRZ von 0,8 auf 0,4 ist sogar mit einer deutlich geringeren Versiegelung 
der Planflächen im Geltungsbereich der 3. Änderung zu rechnen. Dies führt letzt-
lich zu einem weniger versiegelungs- und flächenverbrauchsintensivem Vorhaben 
und stellt gegenüber der früheren, vom Ministerium für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Landwirtschaft (MLUL) zugestimmten Planung zum Sondergebiet 
Hotel, auch für das Landschaftsschutzgebiet eine Aufwertung der Planungsinhalte 
dar. 

Die Zuständigkeit der unteren Naturschutzbehörde ist für diese Planänderungen 
durch die folgenden Sachverhalte gegeben: Reduzierung oder Verzicht möglicher 
Bauflächen sowie die Änderung im Hinblick auf die äußere Gestaltung der Bau-
körper, die sich nicht wesentlich auf das Landschaftsbild auswirken. 

Das Ministerium für ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz 
(MLUV), heute MLUL, erteilte am 11.07.2008 für den Bebauungsplan (einschließ-
lich dem Umfang der ursprünglichen Sondergebiet-Hotel-Nutzung) ihre Zustim-
mung. Ein Widerspruch zum Schutzzweck des LSG „Teupitz-Köriser Seengebiet" 
wurde durch das MLUV nicht erkannt. In Anbetracht der mit der Änderung einher-
gehenden deutlichen Verringerung der zu erwartenden Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft (GRZ-Halbierung und entsprechend Reduzierung der Ver-
siegelungsfläche) bestehen gegen das Vorhaben der 3. Änderung des Bebau-
ungsplans „Fischerei am Pätzer Vordersee" keine Bedenken. Die untere Natur-
schutzbehörde sieht die Zustimmung des MLUL (ehemals MLUV) von 2008 für 
die betroffene Fläche weiterhin als gegeben an. 

 

Die untere Naturschutzbehörde erklärt, dass sie für die Prüfung 
der LSG-Vereinbarkeit für das Vorhaben zuständig ist. 

Da mit den geplanten Änderungen eine Minderung der Ein-
griffsintensität verbunden ist wird erklärt, dass und die Zustim-
mung des MLUL (ehemals MLUV) von 2008 weiterhin als gege-
ben angesehen wird. 

Das gesonderte Einholen der Zustimmung zur Vereinbarkeit der 
Planung mit der Lage im LSG ist deshalb nicht erforderlich. 
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3.2 Untere Wasserbehörde Einwände 

1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Rege-
lungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. ä. der Fachbehörde in der Abwä-
gung nicht überwunden werden können 

a) Einwendung: 

Entsprechend der grünordnerischen Festsetzung Nr. 4.1.2 sind für die Versicke-
rung von Niederschlagswasser technische Maßnahmen zur zeitweiligen Samm-
lung von Niederschlag i. V. m. dessen Verwendung für die Bewässerung von 
Frei- und Grünflächen zulässig. Eine Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswasser ist aufgrund der hohen Grundwasserstände und der anstehenden 
organischen Böden im Plangebiet nicht möglich. 

Grundsätzlich sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Flächen für die 
Niederschlagsentwässerung vorzuhalten und entsprechend festzusetzen. 

b) Rechtsgrundlage: WHG, BbgWG 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen 
oder der Überwindung: 

Es wurde mit Schreiben vom 21.03.2019 die wasserrechtliche Erlaubnis zur 
Einleitung des Niederschlagswassers des Plangebietes „Fischerei am Pätzer 
Vordersee" über drei Einleitstellen mit vorgeschalteten Sedimentationsanlagen in 
die Vorflut (Einleitstelle 1 und 2 in den Glunzbuschgraben/Fanggraben, Einleit-
stelle 3 in den Pätzer Vordersee) neu gefasst. Die Flächen, die sich aus der 3. 
Änderung des Bebauungsplanes ergeben, sind als Fläche F 1.6 (Einzugsgebiet, 
EZG 3642 m2) sowie F 1.5 (EZG 585 m2) bzw. mit einem Abflussbeiwert von 0,5 
in die Berechnung zur Niederschlagsentwässerung eingegangen. 

Die drei Einleitstellen sind darzustellen. Eine entsprechende textliche bzw. 
zeichnerische Festsetzung zur Niederschlagsentwässerung hat unter Beachtung 
der o. g. wasserrechtlichen Erlaubnis für das Plangebiet zu erfolgen. 

 

 

 

 

Die wasserrechtliche Erlaubnis vom 21.03.2019 umfasst die 
Regelungen zur Niederschlagswasserableitung für das gesamte 
Baugebiet und schließt die Regelungen zur Niederschlagsent-
wässerung für den Änderungsbereich ein. Die textliche Festset-
zung steht teilweise im Widerspruch zum genehmigten Entwäs-
serungskonzept und muss deshalb gestrichen werden.  

Die Niederschlagsentwässerung hat entsprechend des geneh-
migten Konzeptes zu erfolgen. Im Geltungsbereich befindet sich 
nur die Einleitstelle 1. 

Beschlussvorschlag: 

Die textliche Festsetzung 4.1.2 ist zu streichen. 

Die Regelungen der wasserrechtlichen Erlaubnis zur Nie-
derschlagsentwässerung sind in die Planunterlagen nach-
richtlich zu übernehmen. 

 

 

  2. Fachliche Stellungnahme 

Die fachgerechte Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung sind über das öf-
fentliche Netz sicherzustellen. Ein Versorgungs- bzw. Entsorgungsvertrag ist mit 
der zuständigen wasserversorgungs- und abwasserbeseitigungspflichtigen 
Körperschaft abzuschließen. 

Der Bau und der Betrieb des Niederschlagsentwässerungssystems haben nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen. Die in der Neufas-

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Der Vorhabenträge ist gemäß städtebaulichem Vertrag zur 
Erschließung des Baugebietes verpflichtet.  Er hat dazu die 
Verträge mit dem MAWV und der Gemeinde abgeschlossen. 

Die Übernahme von Erschließungsanlagen durch den MAWV 
bzw. die Gemeinde erfolgt nach deren vollständiger Herstellung 
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sung der wasserrechtlichen Erlaubnis (AZ 67/3-30-40-004/592) enthaltenen 
Auflagen sowie Hinweise für die Einleitung des Niederschlagswassers des Plan-
gebietes „Fischerei am Pätzer Vordersee" über drei Einleitstellen mit vorgeschal-
teten Sedimentationsanlagen in die Vorflut (s. o.) sind einzuhalten. 

Im Zuge des konkreten Bauantrags ist nachzuweisen, dass die mit der 3. Ände-
rung beplante Wohnbaufläche, die bei der Niederschlagswasserberechnung 
berücksichtigten Flächen nicht überschreitet. Bei einer etwaigen Überschreitung 
muss eine Anpassung der wasserrechtlichen Erlaubnis erfolgen. 

Die wasserrechtliche Erlaubnis wurde an den Bauträger „Wohnen am Pätzer 
See Verwaltungsgesellschaft mbH & Co. KG" erteilt. Mit dem Erschließungsver-
trag wurde geregelt, dass die Straßen und Niederschlagsentwässerungsanlagen 
(Kanäle, Schächte, Sedimentationsanlagen) der Gemeinde übergeben werden. 
Eine entsprechende Anzeige bei der unteren Wasserbehörde hat zu erfolgen. 
Der Betreiber oder ein beauftragter Dritter hat für den ordnungsgemäßen Betrieb 
der Niederschlagsentwässerungsanlagen bis einschließlich der Einleitstellen zu 
sorgen und eine hinreichende Wartung, Unterhaltung, Reinigung der Anlagen 
durchzuführen. 

Eventuell notwendige Grundwasserhaltungen während der Bauphase bedürfen 
gemäß §§ 8, 9, 13, 10 und 57 WHG der behördlichen Erlaubnis. Dazu sind der 
unteren Wasserbehörde mindestens einen Monat vor Beginn der Maßnahme 
folgende Angaben mitzuteilen: a) die ungefähre Zeitdauer, b) die Menge, c) der 
Anfallort, d) der Ableitort. 

Bei Grundwasserabsenkungen mit einer Grundwasserentnahmemenge > 2.000 
m3/d ist die obere Wasserbehörde (Landesamt für Umwelt, LfU Brandenburg) 
zuständig. 

auf der Grundlage der abgeschlossenen Verträge zur Erschlie-
ßung des Baugebietes. 

 

Die weiteren Hinweise für die Erschließung sind vom Vorhaben-
träger gemäß den Verpflichtungen aus dem Erschließungsver-
trag zu berücksichtigen. 

  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise 

Nach § 54 Abs. 3 BbgWG dürfen die Versiegelung des Bodens oder andere 
Beeinträchtigungen der Versickerung zur Grundwasserneubildung nur soweit 
erfolgen, wie dies unvermeidbar ist. Insbesondere sind Feuchtgebiete oder 
bedeutsame Grundwasseranreicherungsgebiete von baulichen Anlagen freizu-
halten, soweit nicht andere überwiegende Belange des Wohls der Allgemeinheit 
etwas anderes erfordern. 

Gewässerbenutzungen (Niederschlagswassereinleitungen, Grundwasserent-
nahmen, etc.) bedürfen gemäß § 8 WHG i. V. m. § 9 WHG der behördlichen 
Erlaubnis. 

Sofern Feuerlöschbrunnen errichtet werden sollen, sind diese bei der unteren 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Zulässigkeit zur Versiegelung von Boden wird durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes geregelt. 

Das Einholen erforderlicher Erlaubnisse obliegt dem Bauträger 
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Wasserbehörde mindestens einen Monat vor Errichtung mit Angaben zum 
Standort (Gemarkung, Flur und Flurstück), durchführendes Brunnenbauunter-
nehmen, voraussichtliche Tiefe und Angaben zum Wasserbedarf zu beantragen. 
Es ist u. a. zu beachten, dass die Feuerlöschbrunnen nicht in Bereichen mit 
Altlastenverdacht errichtet werden dürfen. Es muss die Erstellung von Schichten-
verzeichnissen der Bohrungen gemäß DIN 4022 erfolgen. Die Brunnen sind 
entsprechend der allgemein anerkannten Regeln der Technik auszubauen. 
Werden beim Abteufen undurchlässige Schichten durchbohrt, ist die entstande-
ne Verbindung zwischen den verschiedenen Grundwasserleitern sicher abzu-
dichten. Der Brunnenkopf ist so herzustellen, dass eine Verunreinigung des 
Grundwassers ausgeschlossen ist. An dem abzuteufenden Brunnen sind Leis-
tungspumpversuche zum Nachweis des Wasserdargebots zu erbringen. 

3.3 Untere Abfallwirtschafts- 
und Bodenschutzbehörde 

Keine Einwände   

3.4 Untere Bauaufsichtsbe-
hörde 

Keine Einwände   

  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise 

Die textliche Festsetzung Nr. 1 „Art der baulichen Nutzung" lässt hoffen, dass 
dieses Baufeld nicht nur mit Wohngebäuden überplant wird, sondern auch drin-
gend notwendige soziale Anlagen (wie z. B. Kindereinrichtungen) hier ihre Be-
rücksichtigung finden werden. 

 

Der Geltungsbereich der 3. Änderung umfasst nur eine Teilflä-
che des Baugebietes. Die Option für soziale Anlagen besteht 
insbesondere in den als Mischgebiet ausgewiesenen Teilflä-
chen. 

 

3.5 Brandschutzdienststelle Keine Einwände   

  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise 

Die Ausführungen zum Brandschutz hinsichtlich der Erreichbarkeit der Gebäude 
und der Sicherung einer ausreichenden Löschwasserversorgung sind unter Punkt 
3.8.2 der Begründung ausreichend erläutert. 

 

Kein Abwägungsbedarf 

 

3.6 Kataster- und Vermes-
sungsamt 

Keine Einwände   

  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise 

Der vorgesehene Katastervermerk entspricht nicht der korrekten Formulierung 
nach Punkt 4.4 der „Verwaltungsvorschrift zur Herstellung von Planunterlagen 
für Bauleitpläne und Satzungen nach § 34 Absatz 4 und § 35 Absatz 6 des 
Baugesetzbuches (Planunterlagen VV)" vom 16. April 2018 (ABI. für Branden-
burg 17/2018 S. 389 ff.). Die Begriffe „einwandfrei" sind durch die Begriffe „ein-
deutig" zu ersetzen. 

 

Der Katastervermerk ist zu korrigieren. 
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3.7 Amt für Kreisentwicklung Keine Einwände   

  Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise 

Die in der textlichen Festsetzung Nr. 2b verwendete Formulierung der aus-
nahmsweisen Zulässigkeit einer "geringfügigen" Überschreitung der Baukörper-
höhe durch technisch erforderliche, untergeordnete Bauteile sollte nochmals 
geprüft werden. Die Überschreitung der als Beispiele aufgezählten untergeord-
neten Anlagen (z. B. Schornsteine, Masten, technische Aufbauten für Aufzüge) 
wird in aller Regel nie geringfügig sein. Ist eine Begrenzung für die Höhe dieser 
Anlagen gewünscht, sollte eine maximale Überschreitung der Baukörperhöhe für 
diese untergeordneten Anlagen festgesetzt werden. 

 

Nach Abstimmung mit dem Vorhabenträger ist eine Überschrei-
tung der festgesetzten Höhe im Änderungsbereich nicht erfor-
derlich.  

Beschlussvorschlag: 

In der textlichen Festsetzung 2b ist die Zulässigkeit einer 
geringfügigen Überschreitung der zulässigen Baukörper-
höhe für untergeordnete Bauteile zu streichen. 

 

  Die zeichnerisch festgesetzte "Grünfläche zum Erhalt von Bäumen und Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen" ist farblich einheitlich zur Legende vorzu-
nehmen. 

Die Darstellung ist zu korrigieren.  

  Die zitierten Rechtsgrundlagen sind vor Satzungsbeschluss zu aktualisieren 
(BbgBO). 

Die Rechtsgrundlagen sind zu aktualisieren.  

  Das Ergebnis der Abwägung ist unter Angabe des im Schriftkopf benannten 
Aktenzeichens gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzuteilen. 

Das Ergebnis ist durch die Verwaltung mitzuteilen.  

4 Landesamt für Umwelt 

 

Stellungnahme vom 16.05.2019 

die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 
Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs 
Wasserwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschafts-
amtes gemäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes 
für Umwelt (LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prü-
fung werden für die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren 
Umsetzung beiliegende Anregungen und Hinweise der Fachbereiche Immissi-
onsschutz und Wasserwirtschaft übergeben. Die Belange zum Naturschutz 
obliegen der unteren Naturschutzbehörde. 

 

 

 

4.1 Immissionsschutz Sachstand 

Antragsgegenstand ist die 3. Änderung des Bebauungsplanes „Fischerei 
am Pätzer Vordersee“ der Gemeinde Bestensee, Ortsteil Pätz. Der B-Plan wird 
im beschleunigten Verfahren gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB) ohne Um-
weltprüfung aufgestellt. Ziel der vorgelegten Planung ist die Änderung 
des Ursprungsplanes und der Anpassung der Art der baulichen Nutzung. Statt 
dem bisherigen Sondergebiet (SO) für Hotels soll zukünftig ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA) gem. § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) und Verkehrs-
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flächen festgesetzt werden. 

Im Geltungsbereich des vorliegenden B-Planes befinden sich nach aktuellem 
Kenntnisstand keine nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen. Der Änderungsbereich liegt nicht im Einwirkungsbe-
reich von Verkehrsimmissionen der B 247. 

Der vorliegende Bebauungsplan wurde insbesondere nach den Grundsätzen des 
§ 50 BImSchG i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs.6 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) ge-
prüft. Demnach sollen Flächen unterschiedlicher Nutzung einander so zugeord-
net werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen (§§ 1 und 3 BImSchG) auf 
schutzwürdige Nutzungen weitgehend vermieden und neue Konfliktlagen ausge-
schlossen werden. 

  Stellungnahme 

Mit der Festsetzung eines WA steigen die Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse. Es ist daher zu erläutern und zu bewerten, ob die im B-
Plan bestehenden Sondergebietsnutzungen (Fischerei) schädliche Umweltein-
wirkungen (Gerüche, Lärm) auf die Wohnnutzung emittiert. 

Die Aufstellung des B-Plans erfolgt im „beschleunigten Verfahren“ gem. § 13a 
Baugesetzbuch (BauGB). In diesem Zusammenhang ist die Erarbeitung einer 
Umweltprüfung einschließlich Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB entbehr-
lich. Es ist zu beachten, dass die Darstellung der „wesentlichen Auswirkungen“ 
und die Erarbeitung eines Umweltberichtes gem. § 2a S.2 BauGB gesondert 
geregelt ist. Ernst & Zinkahn1 führen zur Aufstellung von B-Plänen im beschleu-
nigten Verfahren folgendes aus: „Da auch in diesen Fällen die Auswirkungen auf 
die Umwelt beachtlich sind [...], sind deren Auswirkungen auf die Umwelt und die 
Berücksichtigung dieser Auswirkungen nach § 2 a Satz 2 Nr. 1 als „wesentliche 
Auswirkungen“ in der Begründung darzulegen.“ In der Begründung ist daher eine 
Ergänzung der Auswirkungen auf die Schutzgüter (Mensch, Boden, Wasser, 
Klima/Luft etc.) notwendig. 

  

  Fazit 

Ausgehend von Art und Umfang der geplanten Neuentwicklung von Wohnsied-
lungsflächen und dem bereits in der näheren Umgebung existierenden Nutzungs-
bestand sind Immissionskonflikte infolge der Vorhabensrealisierung derzeit nicht 
erkennbar. Die Anwendung und Ergänzung weiterführender Untersuchung zu den 
Schutzgütern Mensch und Klima/Luft sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand 
nicht erforderlich. Die Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter sind zu 
ergänzen. 

 

Bedenken hinsichtlich möglicher Immissionskonflikte bestehen 
nicht.  

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch werden im Gliede-
rungspunkt 3.11 (Belange des Immissionsschutzes) des Entwur-
fes der Begründung bereits dargelegt. 

In der Begründung sind die Auswirkungen auf die Schutzgüter 
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Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beur-
teilungsgrundlagen ihre Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kom-
mune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzuteilen. Weiterhin wird um 
eine Anzeige zum Inkrafttreten des Planes bzw. die Erteilung der Genehmigung 
gebeten. 

Boden, Wasser und Klima zu ergänzen. 

Dazu wird der Gliederungspunkt 4 eingefügt. 

4.2 Wasserwirtschaft Keine Einwände 

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise 

  

  1. Grundsätzliche Hinweise zu den wasserwirtschaftlichen Belangen 

Beim Pätzer Gewässer handelt es sich um ein Gewässer II. Ordnung. Die Pflicht 
zur Unterhaltung obliegt nach § 79 Abs. 1 Nr. 2 BbgWG den Unterhaltungsver-
bänden. Wir weisen darauf hin, dass der zuständige Unterhaltungsverband betei-
ligt werden sollte. 

Der Bereich des Vorhabens schließt Gewässerrandstreifen ein. Das WHG enthält 
mit dem § 38 eine Vorschrift zum Schutz von Gewässerrandstreifen (Absatz 1), 
die räumliche Ausdehnung (Absätze 2 und 3) und die in den Gewässerrandstrei-
fen geltenden Verbote (Absätze 4 und 5). 

Während der Bauphase besteht die Möglichkeit der Verunreinigung von Gewäs-
sern durch wassergefährdende Stoffe. Es ist sicherzustellen, dass durch die 
Einhaltung einschlägiger Sicherheitsbestimmungen eine wassergefährdende 
Kontamination vermieden wird. (§ 1 BbgWG, § 5 Abs. 1 WHG). 

Die Versiegelung der Bauflächen sollte auf ein notwendiges Mindestmaß be-
schränkt werden, um die Grundwasserneubildung möglichst wenig zu beeinträch-
tigen. Das anfallende Niederschlagswasser sollte unter Beachtung des § 54b 
Abs. 4 Satz 1 BbgWG zur Versickerung gebracht werden. 

 

Hinsichtlich der Gewässerränder sind mit der 3. Änderung des 
Bebauungsplanes keine Veränderungen verbunden. Die Ufer 
bleiben für Bewirtschaftungs- und Unterhaltungsmaßnahmen 
unverändert zugänglich.  

 

 

 

Die Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen obliegt dem Vor-
habenträger. 

 

 

Der Umfang zulässiger Versiegelungen ist durch die Bestim-
mungen des Bebauungsplanes geregelt. Mit der 3. Änderung 
reduziert sich das zulässige Maß der Versiegelung von Flächen. 

 

  2. Anforderungen der EU-WRRL – Planungsgrundlagen /EU-Berichterstattung 

Im Plangebiet befindet sich mit dem Pätzer Gewässer ein nach EU-
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) berichtspflichtiges oberirdisches Gewässer. Eine 
Relevanz der planerischen Festlegungen ist damit grundsätzlich möglich und 
sollte in dem Verfahren geprüft werden. 

Rechtsgrundlagen und das Plangebiet betreffende EU-Berichterstattung 

Die Umweltziele der WRRL wurden in das WHG als Bewirtschaftungsziele für die 
Gewässer übernommen. Um diese Bewirtschaftungsziele zu erreichen, wurden – 
als Instrumente zur Umsetzung der WRRL- Maßnahmenprogramme nach § 82 
WHG und Bewirtschaftungspläne Nach § 83 WHG aufgestellt. Im Internet können 

 

Die Planung ist nicht mit Auswirkungen für die Bewirtschaftung 
der Pätzer Gewässer verbunden. 

Indirekte Auswirkungen können mit der Einleitung von Nieder-
schlagswasser in die Gewässer verbunden sein. 

Für die Niederschlagsentwässerung liegt bereits eine wasser-
rechtliche Erlaubnis vor, die auch den Geltungsbereich der 3. 
Änderung des Bebauungsplanes einschließt. Es wird davon 
ausgegangen, dass dabei auch die Belange der Wasserrah-
menrichtlinie geprüft worden sind. 
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die das Plangebiet betreffenden aktuellen Berichterstattungen (Zeitraum 2016 – 
2021) für den deutschen Teil der Flussgebietseinheit Elbe unter folgenden Links 
eingesehen werden. 

- http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.336141.de (Maßnahmen-
programm) - http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.326188.de 
(Bewirtschaftungsplan) 

Allgemein verfügbare Daten- und Planungsgrundlagen des LfU für das Plangebiet 

Zur Untersetzung dieser Maßnahmenprogramme werden im Land Brandenburg 
für oberirdische Gewässer Gewässerentwicklungskonzepte (GEK) erstellt. Das 
Plangebiet liegt in dem GEK „Dahme (Schmöldesee bis Nottekanal)“ 
(Dahm_Dahme3). Dieses GEK liegt noch nicht vor. Wasserkörperspezifische 
Informationen können dem Kartendienst des Landes entnommen werden. 
(http://maps.brandenburg.de/WebOffice/synserver?project=WRRL www 
CORE&client=WEITER) Das Pätzer Gewässer ist ein seeausflussgeprägtes 
Fließgewässer. Das ökologische Potenzial wird als mäßig eingeschätzt. Hinsicht-
lich der Erreichung des Bewirtschaftungsziels ist derzeit für den Wasserkörper 
Pätzer Gewässer eine Fristverlängerung gemäß § 29 (2) WHG vorgesehen. 

 

Anforderungen an die planerischen Festlegungen 

Bei den planerischen Festlegungen, die Auswirkungen auf die Erreichung der 
Bewirtschaftungsziele des genannten Wasserkörpers haben können, sind das 
Verschlechterungsverbot und das Zielerreichungsgebot nach WHG § 27 zu be-
achten. Aufgrund des Zielerreichungsgebotes dürfen die planerischen Festlegun-
gen auch der Umsetzung künftiger Maßnahmen zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele nicht entgegenstehen. 

3.2 Hinweise / Forderungen zur Gewässerentwicklung / 

Hydromorphologie Oberflächengewässer 

(Rechtsgrundlage: siehe insbesondere BbgWG § 126 (3), Satz 3, Punkte 2, 4) 
Bearbeiterin/Kontakt: Frau Susann Mummert, Referat W26 (Tel.: 0355 / 4991 – 
1069) Keine über W13 hinausgehenden Hinweise. 

 

5 E.DIS AG 

Regionalbereich Ost Bran-
denburg 

Stellungnahme vom 17.04.19 

wir beziehen uns auf das Schreiben vom 04. April 2019 und teilen Ihnen mit, dass gegen 
den Bebauungsplan keine Bedenken bestehen. 

Alle bereits getroffenen Aussagen in der Stellungnahme vorn 25.01.2018 (TÖB RB-DS 

 

Die Belange der Erschließung sind vom Vorhabenträger gere-
gelt. 
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011/18) zum Bebauungsplan behalten weiter ihre Gültigkeit. 

6 EWE Netz GmbH Stellungnahme vom 09.04.19 (E-Mail) 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versorgungslei-
tungen und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) 
grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder ander-
weitig gefährdet werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch 
Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt werden. 

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie 
z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) 
oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und die 
anerkannten Regeln der Technik gelten. Gleiches gilt auch für die Neuherstellung, z.B. 
Bereitstellung eines Stationsstellplatzes. Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbei-
ten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu 
erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anders-
lautende Kostentragung vertraglich geregelt. 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubringen. 

Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns frühzeitig zu 
beteiligen. 

 

Die Berücksichtigung der Versorgungsleitungen ist vom Vorha-
benträger im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen zu ge-
währleisten. 

Für die Heizung ist für den Änderungsbereich Erdgas vorgese-
hen. Die Erschließungsmaßnahmen werden vom Vorhabenträ-
ger mit dem Versorger vereinbart.   

 

7 Märkischer Abwasser- und 
Wasserzweckverband 

Stellungnahme vom 22.05.19 

zu der mit Schreiben vom 04.04.2019 von der DUBROW GmbH, Bestensee eingereich-
ten 3. Änderung des Entwurfs des o.g. Bebauungsplans der Innenentwicklung (Stand 
14.01.2019, einschl. Ergänzung vom 01.04.2019) möchten wir folgende Stellungnahme 
des Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes (MAWV) Königs Wusterhausen 
abgeben: 

Der seit 2008 rechtskräftige Bebauungsplan (B-Plan) weist für den Geltungsbereich der 3. 
Änderung ein „Sondergebiet für die Errichtung eines Hotels" aus. Bis dato konnte jedoch 
seitens des Vorhabenträgers kein Investor für den Standort gefunden werden. 

Für die Eingliederung der derzeit brachliegenden Flächen in das Gefüge der östlich an-
grenzenden und derzeit in Ausführung befindlichen Wohnbauflächen bzw. deren Weiter-
entwicklung wurde daher seitens des Vorhabenträgers „der Antrag auf Änderung des 
Bebauungsplans gestellt mit dem Ziel die Sondergebietsfläche in eine Wohnbaufläche 
umzuwandeln". 
Mit der Aufstellung des o.g. B-Plan der Innenentwicklung ist die Sicherung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zur Änderung der „Art der baulichen Nutzung von Sonder-
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gebiet (SO Hotel) hin zu Allgemeinem Wohngebiet (WA)" und folglich die Anpassung zum 
Maß der baulichen Nutzung beabsichtigt — Art und Maß der baulichen Nutzung orientie-
ren sich dabei an den Festsetzungen des östlich angrenzenden Allgemeinen Wohngebie-
tes. Mit der 3. Änderung erfolgt zudem die „zusätzliche Festsetzung des Randstreifens 
entlang des Glunzgrabens als ‚Fläche zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern und sons-
tiger Bepflanzung'" 

Gegen die Aufstellung der 3. Änderung zu o.g. B-Plan bestehen seitens des MAWV 
grundsätzlich keine Bedenken und Einwände. 

  Zentrale öffentliche Anlagen der Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung des 
MAWV befinden sich nördlich zum Geltungsbereich der 3. Änderung (hier Teilfläche des 
Flurstückes 88 der Flur 1, Gemarkung Pätz) in der Hauptstraße / Bundesstraße B 246 
bzw. deren Seitenbereich. 

Zudem führt eine TW-Leitung PE-HD da 90 x 6,7 mm als Stichleitung in das B-Plangebiet 
und endet derzeit in einem WZ-Schacht auf Höhe des zukünftigen Schulstandortes. 

Der Geltungsbereich selbst ist derzeit nicht durch zentrale öffentliche Anlagen der Trink-
wasserver- und Schmutzwasserentsorgung des MAWV erschlossen. 

Zur Übersicht / Information haben wir Ihnen einen entsprechenden Auszug der vorhande-
nen zentralen öffentlichen Trink- und Schmutzwasseranlage beigelegt. 

Grundsätzlich kann die trink- und schmutzwassertechnische Erschließung als innere 
Erschließung über die vorgenannten vorhandenen, zentralen öffentlichen Anlagen der 
Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung des MAWV erfolgen. 

Aussagen zur trink- und schmutzwassertechnischen Erschließung sind in der Begründung 
zur 3. Änderung des Entwurfes enthalten und entsprechen im Allgemeinen dem Bestand. 

Die nachfolgenden Erläuterungen entsprechen inhaltlich den Ausführungen zur 2. Ände-
rung des B-Plan der Innenentwicklung „Fischerei am Pätzer Vordersee" vom 20.02.2018 
sowie den Hinweisen und Anmerkungen unserer Stellungnahme vom 22.04.2008. 

Für die erforderliche innere Erschließung sind unter Berücksichtigung des vorhandenen 
Anlagenbestandes, des voraussichtlichen Trinkwasserbedarfs / Schmutzwasseranfalls der 
geplanten Bebauung, der Satzungen des MAWV sowie der Technischen Regeln für die 
Planung und Bauausführung von Wasserversorgungsnetzen und Anlagen zur Abwas-
serableitung der Aufgabenträger im Betriebsführungsgebiet der DNWAB, jeweils aktueller 
Stand vom Vorhabenträger entsprechende Planunterlagen aufzustellen und mit uns 
rechtzeitig abzustimmen. 

Im Weiteren ist der Anlagenbestand (hier TW-Leitung PE-HD da 90 x 6,7 mm als Stichlei-
tung), insbesondere hinsichtlich der geplanten verkehrstechnischen Erschließung, hinrei-

Für die Erschließung des derzeit bereits in der Umsetzung 
befindenden Teils des Baugebietes bestehen inzwischen ver-
tragliche Vereinbarungen des Vorhabenträgers mit dem MAWV. 
Die Hinweise sind dabei berücksichtigt worden. 

Die Anlagen für die bereits bestehenden Bebauungen berück-
sichtigen in ihren Dimensionierungen bereits den Geltungsbe-
reich der 3. Änderung des Bebauungsplanes.  

Die Umsetzung des Bauvorhabens im Änderungsbereich erfolgt 
in einem nächsten Bauabschnitt. Dafür sind gesonderte Verein-
barungen des Vorhabenträgers mit dem MAWV abzuschließen.  
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chend zu beachten - d.h. eine Reduzierung der Überdeckung ist grundsätzlich unzulässig, 
Straßenkappen und Schachtabdeckungen sind dem neuen Höhenniveau der geplanten 
Oberfläche anzupassen sowie dürfen Leitungen durch Bordsteine in Längsrichtung nicht 
überbaut werden. 

Bzgl. der Erschließungsplanung bzw. der ggf. erforderlichen Leitungsänderungsmaßnah-
men stimmen Sie sich bitte direkt und ausschließlich mit dem MAWV, Herrn Börnecke ab - 
Kontakt: Tel.: 0 33 75 / 25 68 821, Fax: 0 33 75 / 25 68 826, E-Mail: bo-
ernecke.falko@mawv.de. 

Die Erschließung ist in einem Erschließungsvertrag mit dem MAWV vertraglich zu regeln. 

Im Zusammenhang mit der erforderlichen Erschließungsplanung und dem abzuschlie-
ßenden Erschließungsvertrag möchten wir der Vollständigkeit halber darauf hinweisen, 
dass dem MAWV für den Geltungsbereich der 2. Änderung bereits entsprechende Plan-
unterlagen vorliegen, die jedoch bis dato nicht final bestätigt sind. 

Die innere Erschließung der Geltungsbereiche der 2. sowie der 3. Änderung des B-
Plangebietes „Fischerei am Pätzer Vordersee" ist vollumfänglich zu betrachten. Die Teil-
planungen zur Erschließung der einzelnen Geltungsbereiche sind aufeinander abzustim-
men. 

  Die Anmerkungen der Begründung bzgl. der Löschwasserversorgung haben wir zur 
Kenntnis genommen, insbesondere die Möglichkeit der Entnahme von Löschwasser aus 
dem Pätzer Vordersee. 

Ergänzend möchten wir an dieser Stelle darauf hinweisen, dass das öffentliche Wasser-
versorgungsnetz primär der Trinkwasserversorgung als Aufgabe der Daseinsvorsorge 
dient. 

Eine Verpflichtung des Wasserversorgungsunternehmens zur Löschwasservorhaltung 
besteht grundsätzlich nicht. Die Anordnung von Hydranten im Wasserversorgungsnetz 
erfolgt nach technologischen Anforderungen, wie z. B. der Rohrnetzspülung. 

Für das o.g. B-Plangebiet kann kein Löschwasser aus den angrenzend vorhandenen 
zentralen öffentlichen Trinkwasseranlagen bereitgestellt werden bzw. keine entsprechen-
den Kapazitäten vorgehalten werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Sicherstellung einer ausreichenden Löschwasserversorgung 
ist im Rahmen der weiteren Erschließungsplanung vom Vorha-
benträger zu prüfen und im Rahmen der Bauantragsverfahren 
nachzuweisen. 

 

  Entsprechend den textlichen Ausführungen der Begründung stellt „der rechtswirksame 
Flächennutzungsplan ... die Fläche des Geltungsbereiches analog den Festsetzungen des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes ,Fischerei am Pätzer Vordersee' von 2008 als Sonder-
gebiet Hotel dar". Der Flächennutzungsplan ist auf dem Wege der Berichtigung anzupas-
sen. Wir gehen davon aus, dass der MAWV entsprechend in dem Verfahren zur Anpas-
sung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Bestensee beteiligt wird. 

Die Änderung des FNP erfolgt im Rahmen einer Korrektur zum 
Abschluss des Verfahrens zur 3. Änderung des B-Planes. 

Ein Verfahren mit Beteiligung ist dafür nicht erforderlich. Die 
Änderung (Korrektur) beschränkt sich auf die Übernahme der 
Darstellung der Bauflächen des B-Planes. 
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8 Südbrandenburgischer 
Abfallzweckverband 

Keine Stellungnahme abgegeben   

9 Landesbüro anerkannter 
Naturschutzverbände 

Stellungnahme vom 06.05.19 

 

  

  Bereits 2008+2018 hatten sich die Verbände grundsätzlich zustimmend zur Pla-
nung geäußert. Der Bebauungsplan für das Plangebiet hat seit 2008 Rechtskraft. 

Die 3. Änderung beinhaltet die Änderung der Art der baulichen Nutzung von 
bisher SO Hotel in Allgemeines Wohngebiet zu ändern. Dies betrifft insbesondere 
die Gemarkung Pätz, Fl. 1, Flst. 88. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen gegenüber den vorgesehenen Ände-
rungen keine grundsätzlichen Bedenken, wenn naturschutzfachliche Belange 
ausreichend Beachtung finden. Es ist nicht davon auszugehen, dass sich die zu 
erwartende Eingriffsintensität im Vergleich zu der bisher zulässigen erhöhen wird. 

Vor allem im Uferbereich des Glunzgrabens sind artenschutzrechtliche Belange 
zu beachten. So haben wir darüber Kenntnis, dass der Eisvogel im Gebiet mit 
mehreren Bruthöhlen (Fanggraben, Glunzgraben) beobachtet wurde. Dieser 
Tatbestand ist bei zukünftigen Baumaßnahmen zu berücksichtigen. 

Aufgrund der Tatsache, dass sich die gesamte Planfläche im Landschaftsschutz-
gebiet befindet, ist die Eingriffsregelung besonders zu beachten. Insbesondere 
Bäume, Gehölze und Grünstrukturen sind weitestgehend zu erhalten. Anlagebe-
dingt gestörte Grundflächen sind nach Beendigung der Baumaßnahme naturnah 
zu begrünen, wobei in Außenbereichen durchaus auch eine Sukzession zugelas-
sen werden kann. 

Wir bitten um Prüfung und Berücksichtigung der v.g. Hinweise einschließlich um 
weitere Beteiligung am laufenden Verfahren. 

Der benannte Brutplatz des Eisvogels befindet sich nicht im 
Geltungsbereich der 3. Änderung des B-Planes „Fischerei am 
Pätzer Vordersee“. Die Ufer des Glunzgrabens werden durch 
die Festsetzung einer Fläche mit Pflanzbindungen gegenüber 
den Bauflächen abgeschirmt. Nachteilige Auswirkungen sind 
deshalb nicht zu erwarten. 

Die bestehenden Festlegungen zur Eingriffsregelung aus dem 
ursprünglichen Bebauungsplan haben für den Änderungsbe-
reich weiter Gültigkeit. 

 

 

10 Stadt Königs Wusterhau-
sen 

Keine Stellungnahme abgegeben   

11 Amt Schenkenländchen 
Gemeinde Groß Köris 

Keine Stellungnahme abgegeben   

12 Gemeinde Heidesee Keine Stellungnahme abgegeben   

 


